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Streik in der „Untertanenfabrik“
Die luxemburgischen Schülerproteste vom April 1971

Eine Darstellung über die Schülerpro-
teste vom April 1971 muss den Mai 68 
zumindest einleitend erwähnen, stehen 
beide Ereignisse doch in einem engen 
Zusammenhang: Wo sich an der Wende 
zu den 1970er Jahren allmählich jene 
linksradikale Organisationslandschaft 
formierte, die das luxemburgische Schul-
system im April 1971 mit einer landes-
weiten Protestwelle überziehen sollte, war 
die „spontan[e] Revolte“1 vom 22. Mai 
1968 als Erinnerungsort bereits allgegen-
wärtig. Zugleich dürfen entsprechende 
Beobachtungen keinesfalls darüber hin-
wegtäuschen, dass der luxemburgische 
68er-Protest im internationalen Vergleich 
ein geordnetes, nahezu beherrschtes Bild 
ablieferte: Die Mobilisierung der luxem-
burgischen Studentenorganisationen 
– deren Mitglieder größtenteils an den 
Universitäten des benachbarten Auslands 
studierten – hatte sich auf bildungspoli-
tische Sachfragen konzentriert und zu 
keiner Zeit den Bruch mit der politisch-
sozialen Nachkriegsordnung gefordert. 
Auf der programmatischen Ebene war 
Luxemburgs „Mai 68“ somit erkennbar 
abgekoppelt von den Mobilisierungen in 
Frankreich und Westdeutschland: Das 
neomarxistische Gedankengut, welches 
die Proteste im Ausland ideologisch unter-
fütterte, spielte in Luxemburg zu diesem 
Zeitpunkt noch kaum eine Rolle.

Kritik an der Untertanenfabrik

Erst in den kommenden Monaten und 
Jahren formierte sich schließlich auch 
hierzulande ein Diskurs, der die Thesen 
der „Neuen Linken“ aufnahm, in Teilen 
der Schülerschaft popularisierte und zu 
einer radikalen Kritik an der luxembur-

gischen Nachkriegsgesellschaft entfaltete. 
Ein zentrales Element dieser Kritik arti-
kulierte sich dabei schon früh in der nun 
regelmäßig vorgenommenen Deutung 
des luxemburgischen Schulwesens als 
einer „Untertanenfabrik“2, einer repressi-
ven Apparatur zur Herstellung gehorsa-
mer Staatsbürger. „Der Schüler“, hieß es 
etwa in der ersten Ausgabe der Rod Wull-
maus vom Februar 1970, „hat kein Mit-
spracherecht, die Entscheidungen sollen 
diskussionslos von ihm hingenommen 
werden. So wird er zum braven passiven 
Bürger erzogen, der alles über sich ergehen 
lässt“.3 Die antiquierten, zum Teil im 19. 
Jahrhundert erlassenen Schulordnungen 
gerieten dabei besonders stark in die Kri-
tik, eigneten sie sich doch bestens dazu, 

den vermeintlich autoritären Charakter 
des luxemburgischen Bildungswesens zu 
belegen.4 In den Rahmen eines weit aus-
greifenden Befreiungsnarrativs eingefloch-
ten, dienten sie den politisierten Schülern 
als Rechtfertigung ihres „Kampfs“ gegen 
die Unterdrücker in den Lehrerzimmern: 
„Wir werden jedoch dieses Schulsystem 
nicht annehmen“, verkündeten die jun-
gen Aktivisten bereits im Februar 1970. 
„Gemeinsam mit den progressiven Profes-
soren werden wir der bürgerlichen Schule 
das demokratische Feigenblatt abreißen 
und sie den unterdrückten Schülern in 
ihrer ganzen abstoßenden und reaktionä-
ren Nacktheit zeigen.“5 

Vor dem Hintergrund dieser ideologischen 
Radikalisierung des linken Schülermilieus 
kam es während der Jahre 1968-1970 
immer wieder zu kleineren Protestaktio-
nen, doch vor allem zwei Ereignisse hoben 
den Konflikt ab Mitte der zweiten Jah-
reshälfte 1970 auf eine neue Ebene. Im 
Juni 1970 war die fünfte Ausgabe der Rod 
Wullmaus erschienen, versehen mit einer 
Reihe besonders vulgärer Karikaturen und 
Texte. Die Publikation erregte nationales 
Aufsehen und führte zu Anzeigen gegen 
die Herausgeber wegen der Verbreitung 
pornografischen Bildmaterials und der 
Verunglimpfung einer etablierten Religi-
onsgemeinschaft.6 Aus Sicht der linksra-
dikalen Schülergruppen wurde die staat-
liche „Repression“ nun immer evidenter; 
in ihren Bewegungszeitschriften mehrten 
sich die Zensurvorwürfe. 

Die Affäre Zimmer führt zur Eskalation

Die Situation war also bereits ange-
spannt, als ein Geschichtslehrer des Lycée 
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Classique Diekirch am 24. März 1971 
den Schüler Marcel Lang nach einem 
Streit tätlich angriff und vom Unterricht 
suspendierte.7 Mit diesem Ereignis, von 
den linksradikalen Schülergruppen in 
Anspielung auf den Namen des Lehrers 
als „Affäre Zimmer“ bezeichnet, begann 
eine Eskalationsspirale, welche schließ-
lich Ende April zu den bis dato größten 
Jugendprotesten in der luxemburgischen 
Nachkriegsgeschichte führen sollte. Die 
„Schülerfront“ verstärkte zunächst ihre 
Agitation in Diekirch, um die Bevölke-
rung auf die „Affäre Zimmer“ aufmerksam 
zu machen. Eine weitere Flugblattaktion 
am 31. März endete daraufhin in einer 
regelrechten Schlägerei zwischen Zimmer 
und dem Schülerfront-Aktivisten John 
Denel.8 Als Ben Molitor, Direktor des 
Lycée Classique Diekirch, am 19. April 

1971 vier weitere Schüler vom Unterricht 
beurlaubte, nachdem diese Flugblätter der 
„Schülerfront“ auf dem Schulgelände ver-
teilt hatten, kam es zu ersten Protesten. 

Bereits am Folgetag versammelten sich 
400 bis 500 Schüler in der Aula des klas-
sischen Gymnasiums, um ihre Solidarität 
mit den suspendierten Schülern zum Aus-
druck zu bringen; ein kurzfristig gegrün-
detes Aktionskomitee rief zudem für den 

21. April zum Unterrichtsboykott auf. 
Blieb dieser erste Streik mit etwa 300 Teil-
nehmern noch zahlenmäßig überschaubar, 
weitete sich die Bewegung in den näch-
sten Tagen schnell auf Esch und Luxem-
burg-Stadt aus.9 Auf dem Höhepunkt 
der Proteste demonstrierten am 27. April 
1971 schätzungsweise 4.000 Schüler für 
die „politische Meinungsfreiheit“ in den 
Schulen, die Einstellung des Gerichtsver-
fahrens gegen die Wullmaus-Herausgeber 
und die Aufhebung der Disziplinarmaß-
nahmen gegen die Schülerfrontaktivisten.

Die Organisatoren der Proteste berichte-
ten in den Tagen darauf euphorisch über 
den Erfolg ihrer Mobilisierung: „Die 
Gauche Socialiste et Révolutionnaire 
(GSR)“, hieß es etwa in einer Sonderaus-
gabe der Rod Wullmaus von Ende April 
1971, „begrüsst aufs nachdrücklichste 
den Streik der Luxemburger Schüler, den 
sie als wichtige Etappe im Kampf gegen 
die bürgerliche Schule ansieht, und der 
damit einen grossen Beitrag leistet in der 
allgemeinen Klassenauseinandersetzung 
zwischen Proletariat und Bourgeoisie“.10 
Entsprechende Texte spiegeln die Zufrie-
denheit des linksradikalen Schülermilieus 
angesichts ihrer zahlenmäßig eindrucks-
vollen Mobilisierung, dürfen jedoch 
zugleich nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Justiz und Verwaltung in den kom-
menden Wochen kaum einer der aufge-
stellten Forderungen nachkommen soll-
ten. Die vom Großen Disziplinarrat des 
Diekircher Lyzeums verhängten Strafen 
gegen die Schülerfrontaktivisten traten 
unverändert in Kraft; die Schüler waren 
damit für die Dauer von zwei (Grün), 
vier (Denel) und zwölf Wochen (Stoos, 
Lang) vom Unterricht suspendiert.11 Drei 
Referendare, welche sich mit der Protest-
bewegung solidarisiert hatten, wurden 
im Herbst desselben Jahres strafversetzt; 
zuvor war bereits der linkspolitisch enga-
gierte Lehrer Guy Rewenig vom Gemein-
derat der Stadt Bettemburg entlassen 
worden.12 Vor allem jedoch die gerichtli-
che Verurteilung der Wullmaus-Autoren 
Heisbourg, Medernach und Goergen ver-
anschaulicht das entschlossene Vorgehen 
der staatlichen Stellen gegen die Expo-
nenten des linksradikalen Schülermilieus. 
Nach zwei Verhandlungstagen waren die 
Angeklagten am 26. Mai 1971 zur Zah-
lung einer Strafe von je 7000 Franken, 
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Flugblatt zum Prozess gegen die Rod Wullmaus – Autoren Heisbourg, Medernach und 
Goergen. Beilage zur Rod Wullmaus Sonderausgabe „Streik“ vom April 1971
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Goergen und Heisbourg darüber hinaus 
zu einem Monat Haft auf Bewährung ver-
urteilt worden. Ausschlaggebend waren 
die Artikel 11 und 12 des Pressegesetzes 
von 1869 gewesen,13 demzufolge sich die 
Wullmaus-Herausgeber des „outrage aux 
bonnes mœurs“ und der Verunglimpfung 
eines „culte établi“ schuldig gemacht hat-
ten.14 Befunde wie diese sind es, welche 
das Forschungsnarrativ einer gesellschaft-
lichen „Fundamentalliberalisierung“15 
im Gefolge der 68er-Bewegung für den 
luxemburgischen Fall zumindest punktu-
ell relativieren. 

Die Folgen von 71

Dennoch wäre es falsch, den Protesten 
vom April 1971 ihren zentralen Ort in 
der Geschichte der luxemburgischen 
Nachkriegsdemokratie abzusprechen. 
Die Mobilisierung selbst mochte in den 
kommenden Wochen rasch zum Erliegen 
kommen, ihr dogmatischer Marxismus 
bald bloß noch ein Schattendasein im 
Milieu der luxemburgischen K-Gruppen 
fristen (bevor sich auch diese gegen Ende 
der 1970er Jahre auflösten). Was hinge-
gen weiterlebte, war das fundamentale, 
im Selbstbestimmungsethos der 68er-
Generation wurzelnde Unbehagen an 
einem Demokratiemodell, welches für 
den einfachen Bürger in letzter Instanz 
darauf hinauslief, „dass er die Politik den 
Berufspolitikern überlässt“.16 Wo luxem-
burgische Umweltaktivisten in den kom-
menden Jahren den Widerstand gegen das 
AKW Remerschen organisierten und die 
Akteurinnen der Neuen Frauenbewegung 
für eine Reform des veralteten Eherechts 
mobilisierten, war das Streben nach einer 
politischen Ordnung, in der die Bür-
ger weniger delegierten und mehr selbst 
bestimmten, längst in die Diskurse der 
bürgerlichen Mittelschicht vorgedrungen. 
Die historische Bedeutung der Bewegung 
vom April 1971 – so ließe sich an dieser 
Stelle bilanzieren – liegt demnach weni-
ger in kurzfristigen Erfolgen begründet, 
als vielmehr in ihrer Wegbereiterfunktion 
für die „neuen“ sozialen Bewegungen der 
späteren 1970er Jahre. 
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